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OBERVERWALTUNGSGERICHT 

FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

IM 

10 D 44/15.NE 

des 

Prozessbevollmächtigte: 

NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

Verkündet am: 4. April 2017 
Hoffschröer, VG-Beschäftigte 
als Urkundsbeamtin der 
Geschäftsstelle 

ln dem Normenkontrollverfahren 
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Antragstellers, 

Rechtsanwälte Redeker Sellner Dahs, Willy-Brandt
AIIee 11, 53113 Bonn, Az..: 44/01746-15, 44/01998-12, 

gegen 

die Stadt Bornheim, vertreten durch den BOrgermeister der Stadt Bornheim, Rathaus
straße 2, 53332 Bornheim, 

Prozes$bevollmächtigte: 

Beigeladene: 

Prozessbevollmächtigte: 

Antragsgegnerin, 

Baumelster Rechtsanwälte Partnerschaft mbB, 
Kettelarseher Hof, Königsstraße 51 -53, 48143 MOnster, 
Az.: 1282/15JV, 

Lenz und Johlen Rechtsanwälte Partnerschaft mbB, 
Gustav-Heinemann-Ufer 88, 50968 Köln, . 
Az.: 01486/15 11/z, 
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wegen Normenkontrolle im Baurecht 
(Bebauungsplan ,.Ro 17 in der Ortschaft Roisdorf' der Stadt Born heim) 

hat der 10. Senat 

auf die mündliche Verhandlung 

vom 4. Apri12017 

durch · 

den Vorsitzenden Richter am Oberverwaltungsgericht Klein Altstedde, 

den. Richter am Oberverwaltungsgericht 

den Richter am Verwaltungsgericht 

für Recht erkannt: 

Dr. W I e s m a n n , 

M a r c i 

Der Bebauungsplan "Ro 17 in der Ortschaft Roisdorf' 
ist unwirksam. 

Die Antragsgegnerin und die Beigeladene tragen die 
Gerichtskosten und die außergerichtlichen Kosten des 
Antragstellers jeweils zur Hälfte. Im Übrigen tragen die 
Beteiligten ihre außergerichtlichen Kosten ·selbst. 

Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig voll
streckbar. Die jeweilige Vollstreckungsschuldnerin darf 
die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder H~n
terlegung in Höhe von 110 von Hundert des auf Grund 
des Urteils_ vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn 
nicht der Antragsteller vor der Vollstreckung Sicherheit 
in Höhe von 11 0 von Hundert des zu vollstreckenden 
Betrages leistet. 

· Die Revision wird nicht zugelassen. 



Tatbestand: 

Der Antragsteller ist Eigentümer des mit einem Wohnhaus bebauten Grundstücks~ 

Das Grund

stück grenzt im Nordwesten lediglich getrennt durch die Schumacherstraße an den 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes der Antragsgegnerin .,Ro 17 in der Ortschaft 

Roisdorf' (im Folgenden: Bebauungsplan). 

Das etwa 3 h_a große Plangebiet liegt südöstlich des Stadtzentrums von Bornheim im 

Ortsteil Roisdorf und wird im Südosten durch den Widdiger Weg, im Südwesten durch 

die Bonner Straße, im Nordwesten durc~ die bisherige Meckenheimer Straße, die 

Schumacherstraße und die Siegburger Straße und im Nordosten .durch die Bahnlinie 

Brühi-Bonn begrenzt. Es gehört nach dem Elnzelhandelsstandort- und Zentrenkonzept 

der Antragsgegnerin - Fortschreibung 2010/2011 (im Folgenden: Ein~elhandelskon

zept) zum Hauptzentrum "Bornheim/Roisdorf. Das Plangebiet war im Flächennut

zungsplan bis zu dessen späterer Änderung als gemischte Baufläche dargestellt. Der 

.Bereich nordöstlich des das Plangebiet bisher teilenden südlichen Abschnitts der 

Schumacherstraße war im Bebauungsplan .Ro 15• als ~ischgebiet mit auf zwei Voll

geschosse, eine Grundflächenzahl von 0,4 und eine Geschoßflächenzahl von 0,8 be

grenztem Maß der baulichen Nutzung festgesetzt. Der südwestliche Bereich bis zur 

Bonner Straße wurde vom Bebauungsplan "Ro 15.4• erfasst, der dort ein Kerngebiet, 

eine ein- bis dreigeschossige Bebauung, eine Grundflächenzahl von 0,6 und eine Ge

schoßflächenzahl von 1,0 festsetzte. 

Im Plangebiet befanden s!ch bis zuletzt allein ein ein- bis zweigeschossiges Büro- und 

Geschäftshaus, in dem neben weiteren Einzelhandels- und Dienstleistungsunterneh

men vor allem ein Verbrauchermarkt mit einer Verkaufsfläche von circa 5.000 qm un

tergebracht ist (Schumacherstraße 3-11), ein ein- bis zweigeschossiges Geschäftshaus 

mit einem Schuhgeschäft und einem Fitnessstudio (Widdiger Weg 5) sowie ein Ärzte

haus mit Apotheke (Widdiger Weg 3). Jeweils im Nordwesten der beiden Teilhereiche 

waren große Parkplätze angelegt. Die verkehrliehe Erschließung erfolgte Ober die 

Schumacherstraße. 



































































Öffentliche Sitzung 
des 10. Senats 
des Oberverwaltungsgerichts 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

Az.: 10 D 44/15.NE 

Anwesend: 

1. Vorsitzender Richter am 
Oberverwaltungsgericht 

Klein Altstedde 

· 2. Richter am 
Oberverwaltungsgericht 

Dr. W i e s m a n n 

3. Richter am 
Verwaltungsgericht 

M a rc i 

4. VG-Beschäftigte 

Hoffschröer 

als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

Beginn der mündlichen 
Verhandlung: 9.30 Uhr · 

Ende der mündlichen 
Verhandlung: 11.35 Uhr 

Verkündung: 11.55 Uhr 

Münster, 4. April 2017 

ln dem Normenkontrollverfahren 

des 

Antragstellers, 

Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte Redeker Se IIner Dahs, Willy-
Brandt-AIIee 11, 53113 Sonn, . 
Az.: ~/01746-15, 44/01998-12, 

gegen 

die Stadt Bornheim, vertreten durch den 
. Bürgermeister der Stadt Bornheim • 
Rathausstraße 2, 53332 Bornheim I 

Antragsgegnerin, 

Prozessbevollmächtigte: 
Baumeister Rechtsanwälte Partnerschaft 
mbB, Kettelarseher Hof, Königsstraße 51 -53, 
48143 Münster, Az.: 1282/15JV I 

Prozessbevollmächtigte: 
Lenz und Johlen Rechtsanwälte Partnerschaft 
mbB, Gustav-Heinemann-Ufer 88 
50968 Köln, Az.: 01486/15 11/z, ' 

erscheinen nach Aufruf der Sache: 

1. für den Antragsteller: 
Rechtsanwalt Tysper; 

2. für die Antragsgegnerin: 
Rechtsanwalt Dr. Vietmeier 
sowie Techn. Angestellter Herr Erll 
(Stadtplanungs- und Liegenschaftsamt); 
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3. für die Beigeladene: 
Rechtsanwalt Dr. Oerder sowie 
Rechtsanwalt Nettekoven 

Der Berichterstatter trägt den wesentlichen Inhalt der Akten vor. 

Mit den Beteiligten wird die Sach- und Rechtslage erörtert. 

Die Beteiligten erhalten das Wort, um ihre Anträge zu stellen und zu begründen. 

Der Prozessbevollmächtigte des Antragstellers beantragt, 

den Bebauungsplan "Ro 17 in der Ortschaft Roisdorf' der Stadt 
Bornheim für unwirksam zu erklären. 

- vorgelesen und genehmigt -

Der Prozessbevollmächtigte der Antragsgegnerin beantragt, 

den Antrag abzulehnen. 

• vorgelesen und genehmigt -

Die Prozessbevollmächtigten der Beigeladenen beantragen, 

den Antrag abzulehnen. 

-vorgelesen und genehmigt -

Nachdem das Wort nicht mehr gewünscht wird schließt der Vorsitzende die mündliche 

Verhandlung. 

Der Senat zieht sich zur Beratung zurück und wird im Anschluss daran eine Entscheidung 

verkünden. 
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Nach geheimer Beratung verkündet der Vorsitzende in öffentlicher Sitzung im N·amen des 

Volkes folgendes 

U rt e i I : 

Der Bebauungsplan "Ro 17 in der Ortschaft Roisdorf' ist 
unwirksam. 

Die Antragsgegnerin und die Beigeladene tragen die 
Gerichtskosten und die außergerichtlichen Kosten des 
Antragstellers jeweils zur Hälfte. Im Übrigen tragen die 
Beteiligten ihre außergerichtlichen Kosten selbst. 

Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die 
jeweilige Vollstreckungsschuldnerin darf die Vollstreckung 
durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe von 
110 von Hundert des auf Grund des Urteils vollstreckbaren 
Betrages abwenden, wenn nicht der Antragsteller vor der 
Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 von Hundert des zu 
vollstreckenden Betrages leistet. 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Ferner ergeht der 

Beschluss: 

Der Streitwert wird auf 10.000,00'·Euro festgesetzt. 

Der Vorsitzende begründet die Entscheidung. 

Das Protokoll ist in elektronischer Form erstellt. 

Klein Altstedde 
Vors. Richter am OVG 

Beglaubigt . 
Hoffschröer, VG-Beschäftigte 
als Ürkundsbeamtin 
der Geschaftsstelle 

Hoffschröer 
VG-Beschäftigte 


